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Zusammenfassung  
 
Die Zukunft des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland hängt in entscheidendem Maße 
von gut qualifizierten Fachkräften ab. Die Zahl 
der offenen Stellen und die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung sind auf Re-
kordniveau, die Arbeitslosigkeit mit 4,9 % auf 
dem niedrigsten Stand seit der Wiederverei-
nigung. Gleichzeitig wird die Zahl der Men-
schen im erwerbsfähigen Alter von 20 bis 65 
Jahren bis 2040 voraussichtlich um rd. 6 Mio. 
auf unter 44 Mio. abnehmen. Arbeitskräf-
teengpässe sind überall spürbar und werden 
allein schon aufgrund der demografischen 
Entwicklung weiter zunehmen. Der Engpass 
an Fachkräften ist inzwischen kein konjunktu-
relles, sondern größtenteils ein strukturelles 
Problem. Die demografische Entwicklung hat 
auch für die sozialen Sicherungssysteme gra-
vierende Folgen. Dies gilt insbesondere für 
die gesetzliche Rentenversicherung und die 
Pflegeversicherung. Die Sicherung eines hin-
reichenden Fachkräfteangebots ist daher 
eine der Schlüsselaufgaben zur Sicherung 
des Wohlstandes in Deutschland. Notwendig 
auch zur mittel- bis langfristigen Fachkräftesi-
cherung ist eine schlüssige und ausgewo-
gene Gesamtstrategie, die die Erschließung 
aller inländischen Potenziale und, als ein wei-
terer Baustein, auch die Gewinnung qualifi-
zierter ausländischer Fachkräfte umfassen 
muss. Für international agierende Unterneh-
men ist es zudem von zentraler Bedeutung, 
dass sie ihr Personal flexibel und unbürokra-
tisch über Ländergrenzen hinweg einsetzen 

können. Es ist deshalb für die deutsche Wirt-
schaft zentral, dass die Bundesregierung die 
Rahmenbedingungen für die Zuwanderung 
von Fachkräften durch das Fachkräfteein-
wanderungsgesetz verbessern will. Dabei ist 
es für die Akzeptanz von Zuwanderung aus-
ländischer Fachkräfte aus dem Ausland wich-
tig, dass die Regelungen so gestaltet sind, 
dass eine Zuwanderung in soziale Siche-
rungssysteme vermieden wird. Hier sieht der 
Referentenentwurf zu Recht z. B. Informati-
onspflichten der Grundsicherungsstellen und 
Sozialhilfeträger gegenüber den Ausländer-
behörden vor.  
 
Entscheidend sind aber nicht nur rechtliche 
Anpassungen. Mindestens genauso wichtig 
ist es, endlich die Umsetzung des Zuwande-
rungsrechts zu verbessern. Notwendig ist 
eine massive personelle Verstärkung in den 
Visastellen, insbesondere bei den Auslands-
vertretungen mit dem größten und auch dem 
am stärksten Erfolg versprechenden Antrags-
potenzial und den Ausländerbehörden. Zent-
ral ist aber auch, die notwendige IT-Infrastruk-
tur zur Verfügung zu stellen, um einen effekti-
ven und elektronischen Informationsaus-
tausch zwischen den beteiligten Stellen zu er-
möglichen. 
 
Der Referentenentwurf enthält wichtige Rege-
lungen, um die Zuwanderung von Fachkräf-
ten zu erleichtern. Dazu zählen insbesondere:  
 
▪ Der Wegfall der Engpassbetrachtung 

(„Positivliste“) für Fachkräfte mit Berufs-
ausbildung in §§ 18, 18a AufenthG-E.  
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▪ Der grundsätzliche Wegfall der Vorrang-
prüfung für Fachkräfte.  

▪ Die Möglichkeit der Einreise und Beschäf-
tigung mit einer Teilanerkennung in § 16d 
Abs. 3 AufenthG-E, wobei insbesondere 
hier noch Nachbesserungsbedarf be-
steht.  

▪ Der Aufenthaltstitel zur Arbeitsplatzsuche 
für Fachkräfte in § 20 AufenthG-E und 
Ausbildungsinteressierte in § 17 Auf-
enthG-E. 

▪ Die in § 16d Abs. 4 AufenthG-E vorgese-
henen Migrationsabkommen, die bei 
grundsätzlicher Anerkennungsfähigkeit 
bestimmter ausländischer Berufsqualifi-
kationen eine Verlagerung des Anerken-
nungsverfahrens ins Inland im Rahmen 
von sog. Vermittlungsabsprachen zwi-
schen der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
und der Arbeitsverwaltung des jeweiligen 
Herkunftslandes ermöglichen. Der Ab-
schluss solcher Vermittlungsabsprachen 
sollte jetzt vorrangig in Angriff genommen 
werden. 

▪ Der erleichterte Zugang zur Niederlas-
sungserlaubnis in § 18c AufenthG-E und 
die vorgesehene längere Erteilungsdauer 
bei Aufenthaltstiteln für Fachkräfte in § 18 
Abs. 5 AufenthG, da dies zu einer Entbü-
rokratisierung und zu mehr Rechtssicher-
heit für Unternehmen und Fachkräfte 
führt. 

▪ Die in § 71 Abs. 1 AufenthG-E vorgese-
hene Schaffung mindestens einer zentra-
len Ausländerbehörde pro Bundesland 
sowie die Einführung eines beschleunig-
ten Fachkräfteverfahrens (§ 81a Auf-
enthG-E), die zentrale Schritte auf dem 
Weg zu einem effizienten Verwaltungs-
verfahren sind.  

▪ Die geplante Einrichtung einer „Zentralen 
Servicestelle für die Anerkennung aus-
ländischer Berufsabschlüsse“ in § 81a 
Abs. 3 AufenthG-E.  

▪ Grundsätzlich auch die Regelung des 
§ 6 BeschV-E insbesondere für IT-Fach-
kräfte, die eine Beschäftigung auch un-
abhängig von einer formellen Qualifika-
tion auf der Grundlage von langjähriger 
Berufserfahrung aufnehmen können sol-
len.  

 

Der Referentenentwurf zum Fachkräfteein-
wanderungsgesetz (FEG) ist daher eine gute 
Grundlage, die im Gesetzgebungsverfahren 
noch um einige wesentliche Punkte ergänzt 
werden muss. Dazu zählen insbesondere:  
 
▪ Die Möglichkeit der Wiedereinführung der 

Vorrangprüfung nur für bestimmte Regio-
nen birgt die Gefahr eines Flickentep-
pichs, führt gerade nicht zu mehr Trans-
parenz und ist insbesondere für Unter-
nehmen mit mehreren Standorten un-
praktikabel. 

▪ Bei der Möglichkeit der Einreise und Be-
schäftigung mit einer Teilanerkennung in 
§ 16d Abs. 3 AufenthG-E muss nachge-
bessert werden. Es muss in die Geset-
zesbegründung aufgenommen werden, 
dass Personen mit einer mindestens 
zweijährigen Ausbildung in ihrem Heimat-
land zuwandern dürfen, wenn durch die 
ausländische Berufsqualifikation Fertig-
keiten, Kenntnissen und Fähigkeiten im 
Umfang von mindestens 50 % der Ausbil-
dungsinhalte des deutschen Referenzbe-
rufs belegt werden. Die Antragstellerin  
oder der Antragsteller kann fehlende the-
oretische Kenntnisse und praktische Fer-
tigkeiten durch sonstige Befähigungs-
nachweise, nachgewiesene einschlägige 
Berufserfahrung oder sonstige nachge-
wiesene einschlägige Qualifikationen 
ausgleichen. Einschlägige berufsprakti-
sche Erfahrung liegt dann vor, wenn die 
Person mindestens zwei Jahre dem deut-
schen Referenzberuf entsprechende Tä-
tigkeiten nachweisen kann. Diese dürfen 
grundsätzlich nicht länger als fünf Jahre 
vor Antragsstellung zurückliegen. Der 
Zeitraum für die Anpassungsqualifizie-
rung ist mit zwei Jahren zu kurz und muss 
mindestens drei Jahre betragen. Zudem 
sollte es die Möglichkeit einer Verlänge-
rung des Aufenthaltstitels geben.  

▪ Der Zugang zur Ausbildung für ausländi-
sche Ausbildungsinteressierte sollte er-
leichtert werden, indem die Vorrangprü-
fung auch für diese Gruppe entfällt. Sonst 
würde auch der Aufenthaltstitel zur Aus-
bildungsplatzsuche weitgehend ins Leere 
laufen. Die Suchzeiten bei Ausbildungs-
platzsuche für ein Studium in § 17 Auf-
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enthG-E sollten auf neun Monate verein-
heitlicht werden. Beim Aufenthaltstitel zur 
Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte sollte in 
einem gewissen Umfang die Erwerbstä-
tigkeit erlaubt werden.  

▪ Das Beschäftigungsverbot in der Zeitar-
beit (§ 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG) muss 
entfallen.  

▪ Die Zuwanderungsverfahren bedürfen ei-
ner umfassenden Verbesserung durch e-
Government-Lösungen, klare Zuständig-
keiten zwischen den beteiligten Behörden 
und ausreichende personelle und fachli-
che Ausstattung der Auslandsvertretun-
gen und Ausländerbehörden.  

▪ Beim beschleunigten Fachkräfteverfah-
ren gibt es offene Fragen insbesondere 
dazu, welchen Rechtscharakter die Ver-
einbarung haben soll und ob eine Rah-
menvereinbarung möglich ist. Das Erfor-
dernis der gleichzeitigen Einreise der Fa-
milienangehörigen ist in der Praxis prob-
lematisch und entspricht nicht der Le-
bensrealität.   

▪ Neue bußgeldbewährte Bürokratie- und 
Meldepflichten für Arbeitgeber wie in § 4a 
Abs. 4 AufenthG-E sind unnötig und wir-
ken abschreckend für Arbeitgeber. Sie 
sollten im Hinblick auf den Grundsatz der 
Bürokratievermeidung unterbleiben, ins-
besondere dann, wenn die Informations-
weitergabe behördenintern organisiert 
werden kann. 

▪ Unklar ist, wo die Zentrale Servicestelle 
für die Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse angesiedelt werden 
soll. Sollte dies bei der BA bzw. der Zent-
ralen Auslands- und Fachvermittlung 
(ZAV) angedacht sein, muss die Finan-
zierung grundsätzlich über Steuermittel 
erfolgen. Bei einer Zuweisung der Aner-
kennungsberatung vom IQ-Netzwerk an 
die Arbeitsagenturen (§ 30 SGB III-E) 
muss ebenfalls eine Finanzierungsüber-
nahme aus Steuermitteln erfolgen.  

▪ Die Änderung der Beschäftigungsverord-
nung durch die Fünfte Verordnung zur 
Änderung der Beschäftigungsverordnung 
(§ 3 BeschV-E), die eine neue Zustim-
mungspflicht für leitende Angestellte vor-
sieht, schränkt strategische Personalent-
scheidungen von Unternehmen ein und 
ist abzulehnen.   

▪ Die insbesondere nur für IT-Fachkräfte 
geschaffene Zuwanderungsmöglichkeit 
mit berufspraktischen Kenntnissen nach 
§ 6 BeschV-E muss auch für beruflich 
Qualifizierte und sollte nicht nur für IT-
Fachkräfte auf akademischem Niveau 
gelten. 

▪ Die geplanten Zuwanderungssperren 
müssen sich auf potenzielle Miss-
brauchsverdachtsfälle beschränken und 
dürfen Staatsangehörigen bestimmter 
Länder nicht pauschal die Einreise ver-
wehren.  

▪ Die Ausbildungsduldung nach § 60b Auf-
enthG-E darf nicht weiter verschärft und 
die Beschäftigungsduldung in § 60c Auf-
enthG-E so ausgestaltet werden, dass sie 
in der Praxis überhaupt angewendet wer-
den kann. Grundsätzlich ist auch bei den 
bestehenden Bleiberegelungen entschei-
dend, dass die Ausländerbehörden sie 
auch tatsächlich im Sinne der Unterneh-
men und Betroffenen nutzen.  

 
 
Im Einzelnen  
 
Wegfall der Vorrangprüfung und Engpass-
berufe richtig 
 
Der grundsätzliche Wegfall der Vorrangprü-
fung für Fachkräfte erhöht die Planungssi-
cherheit für Arbeitgeber und führt zu einer 
Entbürokratisierung des Zuwanderungsver-
fahrens. Die gegenteilige Wirkung hätte aller-
dings die Möglichkeit der Wiedereinführung 
der Vorrangprüfung für bestimmte Regionen. 
Diese Regelung birgt die Gefahr eines Fli-
ckenteppichs. Sie führt zu wenig transparen-
ten Regelungen und ist unpraktikabel, insbe-
sondere für Unternehmen mit mehreren 
Standorten. 
 
Es ist richtig, dass der Wegfall der Eng-
passbetrachtung jetzt auch die Zuwanderung 
von beruflich Qualifizierten ermöglicht, die 
nicht in einem Beruf arbeiten, bei dem die BA 
einen Mangel festgestellt hat. Aus vielerlei 
Gründen kann die Engpassanalyse der BA 
den tatsächlichen Bedarf an Fachkräften in 
bestimmten Berufen nicht umfassend abbil-
den.  
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Befürchtungen, dass die vorgeschlagenen 
Regelungen bei einer Eintrübung der wirt-
schaftlichen Entwicklung negative Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt hätten, muss man 
ernst nehmen, sie sind jedoch unbegründet. 
Der Mangel an Fachkräften ist kein konjunk-
turelles, sondern ein strukturelles Problem für 
die deutsche Wirtschaft. Bereits die letzte 
große Krise hat gezeigt, dass demografisch 
bedingt die Arbeitskräftenachfrage so groß 
ist, dass selbst ein starker konjunktureller Ein-
bruch nicht zu einem hohen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit geführt hat. Dies gilt umso mehr 
für qualifizierte Arbeitskräfte, deren Arbeitslo-
senquote selbst im Krisenjahr 2009 unter 6 % 
lag. Qualifizierte Fachkräfte haben weltweit 
gute Beschäftigungschancen. Deutschland 
ist hier insbesondere wegen des Sprachnach-
teils „Deutsch“ gegenüber klassischen Ein-
wanderungsländern benachteiligt und sollte 
daher um Fachkräfte werben.  
 
Das System der Zuwanderungssteuerung ist 
zudem variabel. Das Zuwanderungsrecht 
sieht als Grundsatz ein Arbeitsplatzangebot 
für die Einreise vor. Dadurch ist gewährleistet, 
dass bei sinkender Nachfrage nach ausländi-
schen Fachkräften, sich die Zuwanderung au-
tomatisch verringert. Die geplanten und be-
reits bestehenden Möglichkeiten der Potenzi-
alzuwanderung setzen immer die Lebensun-
terhaltssicherung und die Gleichwertigkeit der 
ausländischen Berufsqualifikationen voraus 
und sind daher mit relativ hohen Hürden ver-
bunden.  
 
Eine wirkliche Verbesserung im Referenten-
entwurf mit Blick auf praxisgerechte Regelun-
gen ist die Neuformulierung in §§ 18a, 18b 
Abs. 1 AufenthG-E, wonach bei Fachkräften 
„die erworbene Qualifikation zur Ausübung 
der Beschäftigung befähigen“ und nicht mehr 
wie bisher der Qualifikation entsprechen 
muss. In der Praxis führte die bisherige For-
mulierung häufig zu Problemen, weil die 
Fachkräfte teilweise nur in einem sehr engen 
Aufgabenfeld eingesetzt werden konnten. 
Z. B. war es schwierig einen Germanisten in 
einer Kommunikationsagentur oder eine Ärz-
tin in einem Pharmaunternehmen einzuset-
zen. Diese Flexibilisierung sollte auch auf die 
Regelungen der Blaue Karte EU (§ 18b Abs.2 
AufenthG-E) übernommen werden.   

Regelung zur Teilanerkennung präzisieren 
und ergänzen 
 
Es ist nachdrücklich zu begrüßen, dass der 
Referentenentwurf in § 16d Abs. 3 AufenthG-
E erstmalig die Möglichkeit der Beschäfti-
gungsaufnahme für ausländische Fachkräfte 
mit Teilanerkennung vorsieht. Damit wird ein 
zentrales Zuwanderungshindernis angegan-
gen. Auch der Sachverständigenrat für In-
tegration und Migration hat dies als zentrale 
Zuzugsbarriere identifiziert. Die deutsche du-
ale Berufsausbildung ist einzigartig in der 
Welt. Eine „Gleichwertigkeit“ des ausländi-
schen Berufsabschlusses, die mit 100 % 
übersetzt wird, setzt zu hohe Hürden für die 
Zuwanderung potenzieller Fachkräfte.  
 
Auch wenn der Ansatz in § 16d Abs. 3 Auf-
enthG-E daher absolut richtig ist, bedarf es 
hier jedoch noch Präzisierungen und Ergän-
zungen. Die im Gesetzestext erwähnte Vo-
raussetzung, dass „schwerpunktmäßig Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in der 
betrieblichen Praxis und theoretische Kennt-
nisse nicht in wesentlichem Umfang“ fehlen 
dürfen, muss konkretisiert werden. In der Ge-
setzesbegründung sollte festgehalten wer-
den, dass „dies insbesondere dann gegeben 
ist, wenn durch die ausländische Berufsquali-
fikation Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähig-
keiten ein Mindestmaß (im Umfang von min-
destens 50 %) der Ausbildungsinhalte des 
deutschen Referenzberufs belegt werden. 
Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
kann fehlende theoretische Kenntnisse und 
praktische Fertigkeiten durch sonstige Befä-
higungsnachweise, nachgewiesene einschlä-
gige Berufserfahrung oder sonstige nachge-
wiesene einschlägige Qualifikationen ausglei-
chen. Einschlägige berufspraktische Erfah-
rung liegt insbesondere dann vor, wenn die 
Person mindestens zwei Jahre dem deut-
schen Referenzberuf entsprechende Tätig-
keiten nachweisen kann. Diese dürfen grund-
sätzlich nicht länger als fünf Jahre vor An-
tragsstellung zurückliegen.“ Dabei muss die 
im Ausland absolvierte Berufsausbildung min-
destens zwei Jahre betragen haben, wie in 
§§ 2 Abs. 12a i. V. m. 18 Abs. 4 Nr. 1 Auf-
enthG-E vorgesehen. Eine Zuwanderung von 
Unqualifizierten bliebe durch eine solche Re-
gelung weiterhin ausgeschlossen.  
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Wichtig ist zudem, dass der Zeitraum für die 
Anpassungsqualifizierung von den jetzt vor-
gesehenen zwei Jahren und auf mindestens 
drei Jahre, wie bei den Migrationsabkommen 
in § 16d Abs. 4 AufenthG-E, verlängert wird. 
Die notwendigen Anpassungsqualifizierun-
gen stehen nicht ohne Weiteres zu jedem 
Zeitpunkt, an jedem Ort zur Verfügung. Zu-
dem sollte es Verlängerungsmöglichkeiten für 
begründete Einzelfälle geben. Die Geltungs-
dauer der Aufenthaltserlaubnis in § 16d Abs. 
1 AufenthG-E, muss entsprechend geändert 
werden.  
 
Entscheidend für die Wirksamkeit der Rege-
lung wird sein, dass neben der Anpassungs-
qualifizierung auch umfassende Einsatzmög-
lichkeiten der Fachkraft innerhalb des Be-
triebs möglich sind und nicht nur die Absolvie-
rung der Anpassungsqualifizierung im Vor-
dergrund steht.  
 
Wichtig ist zudem, dass die Umsetzung der 
Regelungen des gesamten § 16d AufenthG-E 
unbürokratisch und ohne komplexe Detailan-
forderungen (Nachweis der Anmeldung zu 
einzelnen Bausteinen der Anpassungsqualifi-
zierung) erfolgen, damit die neuen Regelun-
gen in der Praxis genutzt werden können. Die 
Erfahrungen des bestehenden § 17a Auf-
enthG haben gezeigt, dass die Regelungen 
wegen zu hoher Komplexität und Nachweis-
pflichten in der Praxis kaum genutzt werden 
und die Erwartungen nicht erfüllt worden sind.  
 
 
Ausbildung in Deutschland leichter er-
möglichen 
 
Um die Zuwanderung in die Ausbildung und 
damit von zukünftigen Fachkräften zu erleich-
tern, sollte die Vorrangprüfung bei Berufsaus-
bildung (betriebliche Aus- und Weiterbildung 
§ 16a AufenthG-E) abgeschafft werden. Bei 
einer Ausbildung in Deutschland würde sich 
das Problem der Anerkennung nicht mehr 
stellen. Beim neu geschaffenen Aufenthaltsti-
tel zur Ausbildungsplatzsuche (§ 17 Auf-
enthG-E) ist unklar, wie und von welcher 
Stelle die Prüfung des ausländischen Schul-
abschlusses durchgeführt werden soll, insbe-
sondere wenn der spätere Wohnort und damit 

das Bundesland bei Einreise und Visaertei-
lung nicht geklärt ist. Zudem stellt sich die 
Frage, welchem deutschen Schulabschluss 
der ausländische Schulabschluss gleichge-
stellt sein muss, wenn eine Ausbildung nach 
BBiG und HwO angestrebt wird. Im Gegen-
satz zu Pflegeberufen ist ein allgemeinbilden-
der Schulabschluss keine Zugangsvorausset-
zung. Auch das geforderte Sprachniveau 
(„gute Sprachkenntnisse“ = Sprachniveau B2) 
ist relativ hoch und sollte auf B1 reduziert wer-
den.   
 
Zur Vereinfachung und mit Blick auf die 
Gleichbehandlung hochschulischer und be-
ruflicher Bildung sollten zudem die Suchzei-
ten für Ausbildungsinteressierte und für Stu-
dieninteressierte auf neun Monate vereinheit-
licht werden.   
 
 
Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte verein-
heitlichen  
 
Es ist sinnvoll, die Möglichkeit der Arbeits-
platzsuche vor Ort, die bereits für Personen 
mit Hochschulabschluss gilt, auf beruflich 
Qualifizierte zu erweitern (§ 20 AufenthG-E). 
Die Umsetzung der Regelung erfolgt aber zu 
restriktiv. Anders als bei Personen mit Hoch-
schulabschluss, bei denen keine Sprach-
kenntnisse vorausgesetzt werden, wird bei 
beruflich Qualifizierten ein Sprachniveau („der 
angestrebten Tätigkeit entsprechende deut-
sche Sprachkenntnisse“) auf mindestens Ni-
veau B1 verlangt. Während der Suche nach 
einem Arbeitsplatz sollte es dann die Möglich-
keit einer Erwerbstätigkeit auf Teilzeitbasis 
ähnlich den Regelungen bei ausländischen 
Studierenden während des Studiums (§ 16 
Abs. 3 AufenthG) geben. Die Regelung „nur 
zur Ausübung von Probearbeiten bis zu 10 
Stunden je Woche“ ist nicht ausreichend und 
sollte auf 20 Stunden ohne Einschränkung 
auf „Probearbeiten“ ausgeweitet werden. Zu-
dem sollte die Suchdauer auf ein Jahr statt 
sechs Monate verlängert werden, da Bewer-
bungsprozesse zeitintensiv sein können.  
 
Um die Übersichtlichkeit des Gesetzes zu 
steigern, sollten die unterschiedlichen Gel-
tungsdauern zur Arbeitsplatzsuche für Absol-
ventinnen und Absolventen mit inländischem 
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Studien- oder Ausbildungsabschluss, For-
schende und Personen nach einer erfolgrei-
chen Anpassungsqualifizierung in § 20 Abs. 3 
AufenthG-E auf 18 Monate vereinheitlicht 
werden. 
 
Generell muss es für ausländische Fachkräfte 
einfacher möglich sein, schon im Ausland 
Deutsch zu lernen. Dazu müssen die Goethe-
Institute so ausgestattet werden, damit sie die 
Nachfrage nach Sprachkurse und -prüfungen 
decken können. Bisher reichen die Kapazitä-
ten nicht aus. 
 
 
Migrationsabkommen unbürokratisch um-
setzen 
 
Die Möglichkeit des Abschlusses von Migrati-
onsabkommen bzw. Vermittlungsabsprachen 
in § 16d Abs. 4 AufenthG-E ist sehr zu begrü-
ßen. Die BA hat bereits in der Vergangenheit 
Vermittlungsabsprachen mit anderen Arbeits-
verwaltungen abgeschlossen. Bisher hat sich 
die Umsetzung solcher Absprachen über 
mehrere Monate bzw. Jahre hingezogen. Da-
mit die zukünftigen Migrationsabkommen er-
folgreich sein und zügig umgesetzt werden 
können, sollten die Erfahrungen aus den bis-
herigen Vermittlungsabsprachen berücksich-
tigt und in der Umsetzung angewendet wer-
den. Bei der Planung und inhaltlichen Ausge-
staltung von Vermittlungsabsprachen sollten 
die für die jeweiligen Berufe zuständigen 
Branchen eingebunden werden. Sollte in 
manchen Zielländern keine vergleichbare Ar-
beitsverwaltung vorhanden sein, sollte eine 
entsprechende Vereinbarung auch mit den 
nationalen Regierungen getroffen werden 
können und die Rekrutierung durch Maßnah-
men von ZAV und GIZ ergänzt werden. Zu-
dem sollte das beschleunigte Fachkräftever-
fahren nach § 81a AufenthG-E auch für Ver-
mittlungsabsprachen genutzt werden können.   
 
 
Beschäftigung in der Zeitarbeit ermögli-
chen  
  
Das Beschäftigungsverbot in der Zeitarbeit 
muss gestrichen werden. Zeitarbeit ist ein 
Jobmotor des deutschen Arbeitsmarktes. Die 

Möglichkeiten einer Beschäftigung von aus-
ländischen Fachkräften aus Drittstaaten ist je-
doch mit wenigen Ausnahmen verboten. So-
bald für die Aufnahme einer Beschäftigung 
die Zustimmung der BA erforderlich ist, ist die 
Beschäftigung in der Zeitarbeit untersagt 
(§ 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Dieses Verbot 
ist nicht mehr zeitgemäß und verhindert qua-
lifizierte Beschäftigung in Deutschland.    
 
 
Verfahren und Prozesse bei der Zuwande-
rung umfassend verbessern  
 
Das beste Zuwanderungsrecht hilft nichts, 
wenn die Umsetzung des Rechts nicht ge-
nauso gut ist. Uneinheitliche Rechtsanwen-
dung, viel zu lange Verfahren und Wartezei-
ten für Termine bei Auslandsvertretungen 
(teils mehrere Monate) und Ausländerbehör-
den, aufwändiger postalischer Versand von 
Dokumenten stellen mittlerweile die zentralen 
Hemmnisse für die Zuwanderung von Fach-
kräften aus dem Ausland dar. Wenn bei uns 
dringend benötigte Fachkräfte weiterhin viele 
bis sehr viele Monate warten müssen, um 
überhaupt erst zur Antragstellung bei der 
Auslandsvertretung vorgelassen zu werden, 
wird die Zuwanderungsentscheidung eher 
nicht für Deutschland getroffen. Dann hilft 
auch das offenste Zuwanderungsrecht nicht. 
Für international agierende Unternehmen, die 
ihr Personal effektiv und unbürokratisch zwi-
schen ihren verschiedenen Standorten ein-
setzen müssen, führt dieser Zustand dazu, 
dass wichtige Projekte verspätet oder gar 
nicht umgesetzt werden können bzw. 
Deutschland nicht als Projektstandort gewählt 
wird.    
 
Um die Rechtssicherheit zu steigern und ei-
nen bundeseinheitlicheren Vollzug zu ge-
währleisten, sollten Visa und Aufenthaltstitel 
zur Erwerbsmigration bei Vorliegen der Ertei-
lungsvoraussetzungen auch erteilt werden 
und Ermessensspielräume für Auslandsver-
tretungen und Ausländerbehörden soweit wie 
möglich reduziert werden.  
 
Wenn dann selbst nach erfolgter Antragstel-
lung Originalakten als Papierberge mit der 
Post verschickt werden, auch zwischen den  
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beteiligten Stellen innerhalb Deutschlands 
(BA und Ausländerbehörden) und so monate-
lange Bearbeitungszeiten unausweichlich 
sind, springen gerade gute Fachkräfte noch 
im laufenden Verfahren ab. Deshalb dürfen 
die Fragen der personellen und der IT-Aus-
stattung nicht als nachrangige technische 
Fragen behandelt werden, sondern müssen 
im Fokus der politischen Aufmerksamkeit und 
schnellen Entscheidung stehen.  
 
Es ist daher mehr als bedauerlich, dass sich 
die im Eckpunktepapier der Bundesregierung 
zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten 
vom 2. Oktober 2018 angekündigten e-
Government-Lösungen (z. B. zentral hinter-
legte e-Akte, elektronisches Postfach bei 
Ausländerbehörden), insbesondere im Hin-
blick auf eine Digitalisierung des Visumver-
fahrens, nicht im Referentenentwurf wieder-
finden. So müssen beispielsweise verfah-
rensrechtliche Regelungen für die elektroni-
sche Antragstellung oder -bearbeitung sowie 
zur Nutzung der in Aussicht gestellten  
e-Government-Lösungen getroffen werden.   
 
Es ist jedoch richtig und wichtig, dass der Re-
ferentenentwurf erste Verbesserungen, wie 
die auf Erwerbsmigration spezialisierten zent-
ralen Ausländerbehörden pro Bundesland so-
wie das beschleunigte Fachkräfteverfahren, 
vorsieht. Auch die vorgesehene längere Ertei-
lungsdauer von Aufenthaltstitel und der 
schnellere Übergang in eine unbefristete Nie-
derlassungserlaubnis schaffen mehr Pla-
nungssicherheit für Arbeitgeber und Zuwan-
dernde.  
 
 
Schaffung zentraler Ausländerbehörden 
extrem wichtig 
 
Die derzeitige Struktur von einer großen Zahl 
an „relativ kleinen“ Ausländerbehörden (rd. 
600) verhindert Fachexpertise und führt in der 
Praxis zu einer uneinheitlichen Rechtspraxis, 
die für Arbeitgeber und Zuwandernde mit vie-
len Unsicherheiten, Verzögerungen und 
Frustration verbunden sind. Eine Zentralisie-
rung der Aufgaben und eine enge Verzah-
nung und Abstimmung mit den Visastellen ist 
deshalb dringend notwendig. Dabei müssen 
auch unnötige Doppelprüfungen vermieden 

werden und bereits geprüfte Zuwanderungs-
voraussetzungen dürfen nicht noch einmal 
grundsätzlich ohne konkreten Anlass von der 
eigentlich nicht zuständigen Stelle in Zweifel 
gezogen werden. Bei der Einführung der 
zentralen Ausländerbehörden sollten unbe-
dingt Fachexpertise von Unternehmen einge-
holt werden. 
 
Völlig unverständlich ist, wenn Ausländerbe-
hörden gesetzlich vorgesehene Beschleuni-
gungsvorschriften prinzipiell nicht anwenden. 
So gibt es z. B. bundesweit keine flächende-
ckende und verbindliche Nutzung des 
Schweigefristverfahrens (§ 31 AufenhV). 
Auch die Möglichkeit der Beteiligung der BA 
in Fällen, in denen eine Zustimmung nicht 
notwendig ist (§ 72 Abs. 7 AufenthG-E), sollte 
auf begründete Einzelfälle beschränkt wer-
den.   
 
Die Abkürzung „ZAB“ sollte überdacht wer-
den, da diese bereits für die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen verwendet 
wird. Generell sollte darüber nachgedacht 
werden, perspektivisch die Bezeichnung 
„Ausländerbehörde“ als Ausdruck eines 
neuen Selbstverständnisses in z. B. [„Wel-
come Services“ oder] „Migrationsbehörde“ 
umzubenennen. 
 
 
Beschleunigtes Fachkräftekräfteverfahren 
sinnvoll – Unklarheiten beseitigen 
 
Das beschleunigte Fachkräfteverfahren 
(§ 81a AufenthG-E) für Unternehmen ist ein 
weiterer wichtiger Schritt. Unklar ist jedoch 
noch, wie genau die zu schließende Verein-
barung zwischen Arbeitgeber und zentraler 
Ausländerbehörde aussehen soll und welche 
Rechte und Pflichten sich für die Beteiligten 
daraus ergeben. Insbesondere muss es für 
den Arbeitgeber möglich sein, der behördli-
chen Entscheidung widersprechen zu können 
und diese gerichtlich überprüfen zu lassen. 
Hierfür ist es unerlässlich, dass der Arbeitge-
ber aus der Vereinbarung auch eigene 
Rechte herleiten kann. Das Verfahren muss 
zudem so unkompliziert und einfach ausge-
staltet werden, dass auch kleinere Unterneh-
men es nutzen können, die beispielsweise 
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keine eigene Personalabteilung im Haus ha-
ben. Sinnvoll wäre die Möglichkeit eine Rah-
menvereinbarung abzuschließen, damit Ar-
beitgeber nicht für jeden Einzelfall eine neue 
Vereinbarung nach § 81a AufenthG-E schlie-
ßen müssen. Das Verfahren muss so ausge-
staltet sein, dass Unternehmen, die bereits 
ein beschleunigtes Verfahren angestoßen ha-
ben, bereits gemeldete Informationen zu An-
sprechpartnern etc. nicht jedes Mal neu mel-
den müssen. Das beschleunigte Fachkräfte-
verfahren sollte auf alle Fälle einer qualifizier-
ten Beschäftigung (Ausbildungsdauer von 
mindestens zwei Jahren) Anwendung finden.    
 
Das Erfordernis der „gleichzeitigen“ Einreise 
für Angehörige der Fachkräfte ist problema-
tisch. Die Einbeziehung der Familienangehö-
rigen in das beschleunigte Fachkräfteverfah-
ren muss auch dann möglich sein, wenn 
diese erst einige Wochen nach der Fachkraft 
einreisen können, z. B. weil die Beendigung 
des Schuljahres nicht gleichzeitig mit der Ein-
reise der Fachkraft stattfinden kann (§ 81a 
Abs. 4 AufenthG-E). Das Visum sollte gleich-
zeitig für alle Familienangehörigen ausgestellt 
werden, um Planungssicherheit zu gewähr-
leisten.  
 
Die Einführung des beschleunigten Fachkräf-
teverfahrens darf nicht zu einer Vernachlässi-
gung der regulären Verfahren führen. Auch 
diese Verfahren müssen in der Bearbeitung 
und Serviceorientierung deutlich verbessert 
werden. 
 
 
Neue Bürokratie- und Mitteilungspflichten 
für Unternehmen sind unnötig und kontra-
produktiv 
 
Die neue bußgeldbewährte Verpflichtung für 
Arbeitgeber, innerhalb von zwei Wochen ge-
genüber der Ausländerbehörde eine vorzei-
tige Beendigung der Beschäftigung anzuzei-
gen (§ 4a Abs. 4 AufenthG-E), ist überflüssig 
und nicht sachgerecht. Jede Beendigung ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses wird an die 
Sozialversicherung gemeldet. Statt neue bü-
rokratische Mitteilungspflichten für Arbeitge-
ber einzuführen, muss ein Informationsaus-
tausch innerhalb der öffentlichen Stellen or-

ganisiert werden. Dies gilt auch für die zusätz-
liche Mitteilungsverpflichtung im Rahmen des 
Personalaustausches (ICT). Zudem besteht 
für ausländische Beschäftigte eine Melde-
pflicht innerhalb von zwei Wochen bei der 
Ausländerbehörde, wenn die Beschäftigung 
vorzeitig beendet wird (§ 82 Abs. 6 AufenthG-
E). Eine doppelte Meldepflicht mit der Andro-
hung von Strafzahlungen ist mehr als frag-
würdig.  
 
Die betriebliche Flexibilität im Personalein-
satz und die Kapazitäten der Ausländerbehör-
den dürfen nicht durch unnötige Verfahren 
eingeschränkt werden. Das in § 4a Abs. 3 S. 
3 AufenthG-E vorgesehene Verbot der Aus-
übung einer anderen Tätigkeit ohne Zustim-
mung der Ausländerbehörde muss konkreti-
siert werden. Die Gesetzesbegründung muss 
klarstellen, dass Tätigkeitwechsel innerhalb 
des Betriebs, Wechsel zu anderen Betrieben 
innerhalb eines Unternehmens und Umfirmie-
rungen, Ausgliederungen und Umstrukturie-
rungen vom Verbot ausgenommen sind.  
 
 
Anerkennungsberatung grundsätzlich aus 
Steuermitteln finanzieren 
 
Wenn die BA die sinnvolle und notwendige 
Aufgabe der Zentralen Servicestelle für die 
Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse übernehmen sollte, sollte es vorran-
gig eine Finanzierung aus Steuermitteln ge-
ben. Dies gilt auch im Fall der Übernahme der 
Anerkennungsberatung durch die Ar-
beitsagenturen (§ 30 SGB III-E).  
 
 
Zustimmungspflicht für leitende Ange-
stellte schränkt unternehmerisches Han-
deln ein 
 
Die vorgesehene Zusammenfassung der be-
stehenden §§ 3 und 4 BeschV hat zur Folge, 
dass eine Zustimmungspflicht der BA für Füh-
rungskräfte nach § 3 BeschV eingeführt wird. 
Es kann nicht sein, dass die BA in strategi-
sche Personalentscheidungen der Unterneh-
men eingreift und Vorgaben über die für eine 
Geschäftsführung erforderlichen Qualifikatio-
nen machen soll. Führungskräfte nach § 3 
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BeschV müssen unbedingt weiterhin zustim-
mungsfrei einreisen können.  
 
 
Zuwanderung bei ausgeprägter berufs-
praktischer Erfahrung unbürokratischer 
ausgestalten  
 
Bei der Zuwanderungsmöglichkeit insbeson-
dere für IT-Fachkräfte bei ausgeprägter be-
rufspraktischer Erfahrung (§ 6 Abs. 1 BeschV) 
ist die in der Gesetzesbegründung vorgese-
hene Beschränkung auf Beschäftigungen auf 
akademischem Niveau nicht sinnvoll. Gerade 
bei IT-Fachkräften sollte auch eine Beschäfti-
gung auf Fachkraftniveau möglich sein.  
 
Der in Gesetzesbegründung formulierte 
Nachweis der Qualifikation durch „einschlä-
gige theoretische Schulungen und einschlä-
gige Prüfungen“ erscheint sehr bürokratisch 
und aufwändig. Die Regelung darf nicht fak-
tisch doch zu einer Vergleichbarkeitsprüfung 
führen, weil der Verzicht hierauf gerade der 
Zweck der Regelung ist. Die für andere aus-
gewählte Berufe vorgesehene Kostenüber-
nahme durch den Arbeitgeber für bis zu 12 
Monate nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses und einer möglichen Rückführung ist 
unverhältnismäßig und würde die Regelung in 
der Praxis ins Leere laufen lassen. 
 
 
Zuwanderungssperren müssen sich auf 
Missbrauchsfälle beschränken  
 
Der Referentenentwurf sieht vor, dass das 
Bundesinnenministerium per Verordnung mit 
Zustimmung des Bundesrats Zuwanderungs-
sperren für bestimmte Länder erheben darf, 
wenn ein erheblicher Anstieg an Asylanträgen 
von Erwerbszuwandernden aus diesen Län-
dern gestellt wird (§ 99 Abs. 5 AufenthG-E). 
Durch einen pauschalen Ausschluss von 
Staatsangehörigen bestimmter Länder könn-
ten auch wichtige Fachkräfte z. B. für interna-
tionale agierende Unternehmen im Rahmen 
des internationalen Personalaustausches 
nicht mehr zuwandern. „Sperrregelungen“ 
dürfen nicht zu pauschalen Ausschlüssen 
führen und müssen sich zielgerichtet auf 
Missbrauchsfälle beschränken. 
 

Neuregelung der Ausbildungsduldung 
löst Problem der mangelnden Rechtsunsi-
cherheit nicht 
 
Mit der Neuregelung der Ausbildungsduldung 
in § 60b AufenthG-E wird die angestrebte 
Rechtssicherheit kaum erreicht. Die Neurege-
lung sieht zwar auch wichtige Verbesserun-
gen vor, verschärft die Regelungen jedoch an 
anderer Stelle. So ist die Ausweitung auf Hel-
ferberufe (insbesondere für Pflegekräfte) so-
wie die Möglichkeit der Erteilung bei Ab-
schluss des Ausbildungsvertrags bis zu sechs 
Monate (besser wären neun Monate) vor Aus-
bildungsbeginn sinnvoll. Gleichzeitig werden 
die Grundprobleme, die zu einer unterschied-
lichen Auslegung geführt haben, nicht umfas-
send angegangen oder sogar verstärkt:  
▪ Der bestehende Rechtsanspruch auf die 

Erteilung einer Ausbildungsduldung wird 
eingeschränkt, da Ausländerbehörden 
nach § 60b Abs. 1 S. 2 AufenthG-E die 
Ausbildungsduldung in Ausnahmefällen 
verweigern können. Dadurch wird den 
Ausländerbehörden wieder ein Spielraum 
eröffnet, der die bisherigen unterschiedli-
chen Anwendungen weiter verstärken 
könnte. Die bisherige Konkretisierung der 
Ausnahmefälle in der Gesetzesbegrün-
dung sollte deshalb enger gefasst werden 
und sich auf offensichtliche Missbrauchs-
fälle beschränken. Insbesondere die in 
der Gesetzesbegründung genannten 
„konkreten Anhaltspunkte“, dass „eine 
Ausbildung nicht zu Ende geführt werden 
kann“, schränken den Anspruch auf Ertei-
lung der Ausbildungsduldung unverhält-
nismäßig ein.      

▪ Der Begriff des Bevorstehens „konkreter 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ 
wird zwar anhand von Einzelmaßnahmen 
konkretisiert, der Rechtsbegriff der „ver-
gleichbar konkreten Vorbereitungsmaß-
nahmen“ (§ 60b Abs. 2 Nr. 4d AufenthG-
E) verhindert aber wiederum ein höheres 
Maß an Rechtssicherheit und Vereinheit-
lichung.   
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▪ Zusätzlich wird die Identitätsklärung in-
nerhalb von sechs Monaten nach Ein-
reise neu als Erteilungsvoraussetzung 
eingeführt. Auch wenn die Fristen zur 
Identitätsklärung unter bestimmten Be-
dingungen verlängert werden können, 
soll die Ausbildungsduldung offenbar 
selbst dann nicht erteilt werden, wenn die 
Identitätsklärung unmöglich oder unzu-
mutbar ist. Vor dem Hintergrund, dass 
durchschnittlich vom Datum der Einreise 
bis zur formellen Asylantragstellung vier 
Monate vergehen und die Bearbeitungs-
dauer bei Asylverfahren im Jahr 2017 im 
Durchschnitt noch zehn Monate dauert 
(vgl. BT-Drucksache 19/185), mutet die 
Frist von sechs Monaten nach Einreise 
seltsam an.  

▪ Die Idee der geplanten „Wartefrist“ von 
sechs Monaten für Menschen mit einer 
Duldung aus anderen Gründen (§ 60b 
Abs. 2 Nr. 2 AufenthG-E) als Erteilungs-
voraussetzung der Ausbildungsduldung 
ist zwar einerseits nachvollziehbar, weil in 
dieser Zeit die Rückführung erfolgen soll. 
Andererseits macht eine solche pau-
schale Regelung z. B. für Personen über-
haupt keinen Sinn, die aus einem Her-
kunftsland mit Abschiebestopp kommen.  

▪ Für die Dauer einer Einstiegsqualifizie-
rung sollte ebenfalls die Abschiebung 
ausgesetzt werden, um Arbeitgebern und 
Geflüchteten Rechtssicherheit zu ge-
währleisten. Sollte es zu einer Ausbil-
dungsübernahme nach der Einstiegsqua-
lifizierung kommen, kann der Geflüchtete 
noch innerhalb der Einstiegsqualifizie-
rung die Ausbildungsduldung beantragen 
und direkt in die Ausbildungsduldung 
übergehen. 

 
 

Beschäftigungsduldung praxisrelevant 
gestalten  
 
Die Voraussetzungen für die neu vorgese-
hene Beschäftigungsduldung (§ 60c Auf-
enthG-E) sind zu den bestehenden Bleibe-
rechtsregelungen relativ hoch. Die Regelung 
sollte so gestaltet werden, dass sie überhaupt 
Anwendungsfälle finden kann. Hier sollten die 
Voraussetzungen nochmal überdacht werden 
(18-monatige sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung praxisgerecht auf 12 Monate 
zu reduzieren, Teilzeitbeschäftigung bei z. B. 
Alleinerziehenden erlauben). Die Stichtagsre-
gelungen sind sehr komplex.  
 
Grundsätzlich bieten die bestehenden Rege-
lungen bereits eine Vielzahl von Bleibemög-
lichkeiten. Für die Wirksamkeit der Beschäfti-
gungsduldung sowie bestehenden Regelun-
gen ist es notwendig, dass sie durch die Aus-
länderbehörden im Sinne der Betroffenen 
ausgelegt und angewendet werden. Im Rah-
men des Ermessens (z. B. § 25 Abs. 5 Auf-
enthG) müssen die Ausländerbehörden das 
Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses, 
Deutschkenntnisse und die Integration in die 
Lebensverhältnisse in Deutschland berück-
sichtigen.   
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